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1 Vorbe■erkung 

Zu den Grundzügen der Stellenplansituation der Ev. Stiftung Al­
sterdorf wurde in unsere■ Schreiben vo■ 14. Nov. 1989 ia Wesent­
lichen Stellung genommen. Hier nun soll versucht werden, den Ge­
genstandsbereich noch einaal in den Grundaussagen zu präzisieren 
und vor allem zu notwendigen strukturellen Veränderungen Aussagen 
zu ■achen und die Konsequenzen auf die Stellenpläne in Zahlen zu 
konkretisieren. 

2 Grundsätzliche Aussagen 

2.1 Regionalisierung als Weg zu Normalisierung 
und Individualisierung 

"Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlich­
keit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt" 
(Art. 2 Abs. 1 GG). 

Aus diese■ Grundrecht leitet sich un■ittelbar das Prinzip der 
Individualisierung ab: es geht u■ die Entfal_tung nicht irgendei­
ner Persönlichkeit, sondern der des einzelnen, und - in Anwendung 
des Grundrechtes: ''Alle Menschen sind vor de■ Gesetz gleich" 
(Art. 3 ABs. 1 GG) - in diese■ Zusammenhang um die Realisierung 
von Entwicklungschancen für Menschen ■it einer geistigen Behinde­
rung. 

Entwicklung geschieht zwangsläufig. Ob sie jedoch als Entfaltung 
der Persönlichkeit geschieht oder eher als defor■ierend, ein­
schränkend, krank ■achend erlebt wird, hängt u.a. wesentlich von 
den Entwicklungsbedingungen ab. Behindertenhilfe ■uß für geistig 
behinderte Menschen hier die erforderlichen Voraussetzungen 
schaffen. 

Die Ev. Stiftung Alsterdorf will diese Aufgabe in eine■ Regiona­
lisierungskonzept konkretisieren. Darunter ist u.a. zu verstehen, 
daß die Hilfsangebote den einzelnen in seiner konkreten Lebenssi­
tuation erreichen ■üssen und hier behutsaa beratend, unterstüt­
zend, ver■ittelnd, entwickelnd eine Lebensgestaltung er■öglichen, 
welche weitgehende Selbstbesti■■ung als Voraussetzung hat und das 
so ziale Uafeld und die Verwurzelung darin als wichtigen Faktor 
ernst ni■■t: 

Jeder , auch der behinderte Mensch, lebt zunächst konkret in ei­
ner Familie, in einer besti■■ten Wohnung, in eine■ bestimmten 

Umfeld. Hilfe, die die freie Entfaltung der Persönlichkeit unter­
stützen will, hat hier anzusetzen, 
- als Beratung zur Selbsthilfe,
- als Beratung über Hilfsmöglichkeiten,
- als Ver■ittlung von speziellen Hilfen (Hilfs■ittel, Förderung,
u.a.)

- als Organisa�ion oder Unterstützung von Entwicklung eigener
Wohnsituationen,

- als Anbieter ambulanter oder auch teilstationärer Hilfen
- als Anbieter stationärer Unterbringung u.a.
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Noch sind die Anknüpfungspunkte "vor Ort" in den Stadtteilen erst 
im Entstehen begriffen. Entsprechend drückt sich der Wille zur 
Regionalisierung vorerst wesentlich in den Anstrengungen zur Auf­
hebung der Anstaltskultur und zur Dezentralisierung des Behinder­
tenbereichs aus. Insofern konkretisieren sich die Forderungen 
nach quantitativer und qualitativer Verbesserung der Personalsi­
tuation vorerst noch in Stellenforderungen bezüglich bestehender 
bzw zu verkleinernder Wohneinheiten. Erst nach deren Konsolidie­
rung wird in größere■ Umfang die personelle Ausstattung der Re­
gionalisierungsbestrebungen Gegenstand von Verhandlungen sein 
können. 

2.2 Personelle Bedingungen und ihre Rückwirkung 
auf die Qualität der Betreuung 

Die Evangelische Stiftung Alsterdorf hat sich für den Beginn der 
90'er Jahre Ziele gesteckt, die i■ Sinne eines Paradig■awechsels 
von der Anstaltskultur zur individualisierten Lebensbegleitung 
geistig behinderter Menschen führen soll. Sie verfolgt u.a. das 
Ziel, für Menschen ■it einer geistigen Behinderung Leistungsange­
bote zu verändern und neu zu gestalten, die den Anforderungen des 
einzelnen mit seinen individuellen Ansprüchen gerecht wird. Es 
soll nicht ■ehr wie in der Vergangenheit sein, in der sich gei­
stig behinderte Menschen den Bedingungen der "Anstalt" anpassen 
mußten. Die aus der Zwangsverge■einschaftung der "Anstaltskultur" 
entstandenen Hospitalis■usschäden ■üssen dahin interpretiert wer­

den, daß Großgruppen und Personalmangel Entwicklungen bei einzel­
nen nicht nur verhindert, sondern bei ihnen zu ihrer Pri■ärbehin­
derung noch zusätzliche psychopathologische Behinderungen erzeugt 
haben. Außerde■ haben unter diesen Bedingungen arbeitende Mitar­

beiter es nun z.T. ■it eine■ "Burnout - Syndro■" zu tun. (Siehe 
auch insbesondere 3.4} 

Nach unserer Auffassung ■uß die sozialpolitische Antwort auf die 
Neudefinition oder Refor■ der Behindertenhilfe so ausfallen, daß 
die Träger der Einrichtungen der Behindertenhilfe flexible Ge­
staltungsmöglichkeiten erhalten und daß die notwendigen finan�i­
ellen Mittel in den Sozial- bzw Finanzbehörden vorgehalten wer­
den. 

Es wird in Zukunft nicht ■ehr zu vertreten sein, daß sich Men­
schen ■it geistiger Behinderung wochenlang nur in ihren Wohnräu­
men aufhalten und der Personal■angel nicht einmal einen Spazier­
gang zuläßt, abgesehen davon, daß es erst recht nicht ■öklich 
ist, geistig behinderte Menschen zur Teilnahme am 

öffentlichen kulturellen Leben zu begleiten. Die For■ der Kaser­
nierung darf keinesfalls fortgeführt werden, da sie physische und 
psychische Erkrankungen zur Folge haben kann. Das Recht des Men­
schen mit geistiger Behinderung zur Teilnahme a■ öffentlichen 
Leben wird hier infolge von Personal■angel beschnitten und das 
Ziel der Integration wird verhindert. 

Darüber hinaus�ist es besonders in den noch vorhandenen Großgrup­
pen nicht möglich, de■ einzelnen die notwendige individuelle Zu­
wendung zu geben. Hier fühlen sich die Mitarbeiter ständig phy­
sisch und psychisch überfordert. Theoretische Beschreibungen der 
Qualität individueller Behindertenhilfe stehen i■ Widerspruch zu 
konkret benennbaren Mangelsituationen vieler Wohngruppen. 
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2.3 Räumlich-gegenständliche Bedingungen und ihre Rückwirkung 
auf die Qualität der Betreuung 

Zu der Personalmangelsituation kommen in vielen Gruppen erschwe­
rend die in der Vergangenheit unter anderen Maßstäben i■ Klinik­
charakter erstellten Gebäude hinzu. Die räumliche Aufteilung die­
ser Gebäude i■pliziert Krankenhaus- , Anstalts- , oder 
Heimcharakter und übt, wie nach theoretischen Erkenntnissen der 
sensorischen Integration und Umweltpsychologie bekannt ist, auf 
die Entwicklung der Gruppe bzw. auf den Einzelnen, sowie auf die 
Arbeit der Mitarbeiter bestimmte Reize aus. Als beeinflussender 
Faktor sei hier beispielhaft nur der Geräuschpegel genannt, der 
in Gruppen ait vielen Personen auf groß angelegten Ge■einschafts­
flächen zur Unruhe beiträgt (lange, breite, hohe Flure und groß­
flächige Wohnge■einschaftsräuae). Noraal ist nach unserer Auffas­
sung das Wohnen und Leben in (Miet-) Wohnungen. Dieses ist in den 
historisch entstandenen Gebäuden des Zentralgeländes nicht ■ög­
lich. 

Die gegenständliche Ausstattung (z.B. Mobiliar, Küchen, Dekora­
tion und Auslegwaren) der Räumlichkeiten soll zunehmend nach den 
Wünschen des einzelnen Bewohners bzw. die Ge■einschaftsräume nach 
den Wünschen der Bewohnergruppe gestaltet werden. 

Gleiches Mobiliar für alle ist ein Symptom der Anstaltskultur und 
verhindert Entwicklung von Selbständigkeit, Selbstbewußtsein z.B. 
in der Geschmacksbildung und das Wohlfühlen in den "eigenen" vier 
Wänden, um nur ein Beispiel zu nennen. 

Ziel ist es, zunehmend in den verschiedenen Stadtteilen Haaburgs 
Wohnungen für behinderte Menschen anzubieten, deren Zuschnitt 
und Ausstattung positive Chancen für individuelle Entwicklungen 
bieten. 

Bei■ Wohnen als Lebenshilfe gehen wir davon aus, daß i■ Grundsatz 
jeder einzelne Mensch ■it geistiger Behinderung einen Anspruch 
auf eine eigene Wohnung hat bzw. daß er zwischen de■ Alleinwohnen 
und einer Wohnge■einschaft wählen kann. Die Verpflichtung, ■it 
anderen eine Wohnung teilen zu ■üssen, weil nur unter diesen Be­
dingungen das vielfältige Förderangebot der Ev. Stiftung Alster­
dorf in Anspruch genommen werden kann, halten wir unter den gege­
benen gesellschaftlichen Bedingungen für nicht nor■al. Jeder 
Nichtbehinderte kann i■ Prinzip seine Wohnfor■ selbst bestiuen. 

Insofern betrachten wir Wohngruppen als ein mögliches Angebot 
unter anderen, welches unter dem Gesichtspunkt der Gewährung von 
Entwicklungschancen zu beurteilen ist. 

2.4 Lebensbegleitung ist mehr als Leben in der Wohngruppe 

Auch hier gehen wir i■ Grundsatz davon aus, daß jeder einzelne 
Mensch ■it geistiger Behinderung eine auf seine Bedürfnisse zuge­
schnittene indiwiduelle Betreuung als Lebensbegleitung erhält. 
Lebensbegleitung steht hier i■ Gegensatz zu überholten Betreu­
ungsformen, die vor alle■ Aufsicht, Kontrolle und Versorgung be­
deutet haben. Jeder geistig behinderte Mensch sollte die Chance 
erhalten, sich seinen Wohnort selbst zu wählen und zu gestalten. 
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Jede• sollte es eraöglichet werden, seine Wohnung selbstbestimmt 
aufsuchen und verlassen zu können (z.B. durch einen eigenen 
Haustürschlüssel). 

Die Zuwendung der Mitarbeiter wird unterstützend notwendig, wenn 
der geistig behinderte Mensch durch seine spezielle Ausprägung 
der Behinderung einen bestimmten Teil der Wohn- und Lebensbewäl­
tigung nicht selbständig leisten kann. 

Viele Menschen mit geistiger Behinderung in der Ev. Stiftung Al­
sterdorf können nicht ihren Bedürfnissen entsprechend Begleitung 
erhalten, weil es an ausreichend Planstellen ■angelt. Zuwenige 
der Bewohner/innen können aa öffentlich- kulturellen Leben teil­
nehmen , weil sie als Einzelperson keine (Lebens-) Begleitung in 
Anspruch neh■en können. Es besteht häufig der Zwang, an Aktivitä­
ten der Gesamtgruppe teilnehmen zu müssen. Eine Wahlmöglichkeit 
zwischen Einzel- und Gruppenunternehmungen ist bisher für dieje­
nigen immer noch Ausnahme, die nicht in der Lage sind, selbstän­
dig und selbstbestiut zu agieren. 

Das Leben in einer Wohngruppe ist mehr als die Aufsicht durch 
einen oder zwei Mitarbeiter über eine größere Anzahl geistig be­
hinderter Menschen. Auch die in vielen Gruppen durchgeführte 
pflegerische Betreuung und Hilfestellungen bei den Mahlzeiten, 
die unter zeitliche■ Druck erfolgen aüssen, werden den Grundbe­
dürfnissen eines Menschen nicht gerecht. 

Lebensbegleitung bedeutet die Erhöhung der Lebensqualität für den 
Einzelnen in seine■ Wohnbereich, im Lebensvollzug und geht über 
den Rahmen einer Wohngruppe i■ herkömmlichen Sinne hinaus. 

Lebensbegleitung geschieht individuell und trägt zur Integration 
i■ öffentlichen Leben bei und eröffnet de■ geistig behinderten 
Menschen eine nor■ale Lebensführung. 

3 Entwicklung der Behindertenhilfe in Alsterdorf 

3.1 Wechsel der Konzepte 

In einer Zeit ait wesentlich anderen gesellschaftlichen Be­
dingungen hat sich Heinrich Sengel■ann, der Gründer der Al­
sterdorfer Anstalten, von der konkreten Lebenssituation ein­
zelner geistig behinderter Männer in seiner Geaeinde St. 
Nikolai berühren lassen. Seine Antwort waren Versuche, die 
damaligen Hilfsaöglichkeiten zu nutzen. Als dies nicht ge­
lang, wurde er selbst tätig und baute ein Wohnhaus für vier 
geistig behinderte Männer, die 1863 dort einzogen. Es ent­
stand ein Konzept zum Leben ■it den wesentlichen Elementen 
Wohnen, Arbeiten und Lernen. 

Die Intention des Gründers wurde i■ Laufe der Geschichte der 
Anstalt ■ehrfach verändert. Es gab Akzentsetzungen, die sich 
z.T. noch ausd-.ücken in der Bezeichnung "Heil-, Erziehungs­
und Pflegeanstalt". Diese und ähnliche Begriffe definieren
die betroffenen Personen eher als zu Heilende, zu Betreu­
ende, zu Versorgende, als Objekte von Hilfe, nicht so sehr
als Subjekte ihrer eigenen Lebensgestaltung. Der Gedanke,
daß jeder Mitbürger ein Recht auf eigene Lebensgestaltung,
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auf weitgehende Selbstbestimmung hat und daß entsprechend 
Behindertenhilfe als Lebensbegleitungsaufgabe verstanden 
werden muß, setzt sich nur ganz allmählich durch. 

Entsprechend sind in der Ev. Stiftung Alsterdorf auch unter­
schiedlichste Entwicklungen struktureller, konzeptioneller, 
quantitativ- qualitativer Art und unterschiedliche Bewußt­
seinsstände zu erkennen, die teilweise nebeneinander oder 
auch im Widerspruch zueinander stehen. 

3.2 Entwicklung bis Anfang 1983 

Obwohl Mitte der siebziger Jahre schon eine Verbesserung der 
Wohnbedingungen eingeleitet wurde, war einige Jahre später das 
Bild Alsterdorfs ia■er noch stark geprägt von unzureichenden, z. 
T. katastrophalen Wohnbedingungen, von Großgruppensituationen,
von Pflegenotstand, von medizinisch- pflegerischen Konzepten und
völlig unzureichenden personellen Voraussetzungen.
Der unhaltbare Zustand wurde öffentlich zu■ Skandal durch einen
Artikel in "Die Zeit"(1979), in dem insbesondere die Zustände ia

Haus Carlsruh unter de■ Stichwort "Schlangengruben" abgehandelt
wurden.

Die Heimaufsicht reagierte 1979 ait drastischen Auflagen: 

- zur unverzüglichen Schließung der Häuser Michelfelder Kinder­
heim, Haus Samaria, Haus Bethesda, Haus Carlsruh, ■it insgesaat
241 Wohnplätzen,

- zur Reduzierung der Wohnplätze in den Häusern Bis■arck und
Heinrichshöh und der Abt. 36, Guter Hirte von zusaaaen 135 auf 68
Plätze innerhalb von 12 Monaten,

- zur Reduzierung der Wohnplätze in den Häusern Goldener Apfel,
Haus Gottesschutz, Haus Friedenshort von zusam■en 68 auf 32 Plät­
ze innerhalb von 18 Monaten,

- zur Reduzierung der Wohnplätze in den Häusern Hohenzollern,
Hoher Wimpel, Guter Hirte von zusaa■en 342 auf 180 Plätze inner­
halb von 24 Monaten.

Für insgesa■t 506 Bewohner außten also in kürzester Zeit neue 
Wohnmöglichkeiten geschaffen werden. 

Anstaltsleitung und Sozialbehörde verstärkten daraufhin ihre An­
strengungen zur Beschaffung neuen Wohnraums. 

Bis Anfang 1983 entstanden daraufhin 26 zusätzliche z.T. kleinere 
Wohneinheiten : 

Wilfried Borck Haus 96 Plätze in 12 WGs 

- Haus am Sehlump 108 Plätze in 8 WGs 

Herr■annsburg- 10 Plätze in 1 WG 
Wohngruppe Sozialer Wohnungsbau 10 Plätze in 1 WG 
Paul Stritter Haus 34 Plätze in 2 WGs 
Dorotheenstr. 19 Plätze in 1 WG 
Schwesternhaus 14 Plätze in 1 WG 
zusammen 291 Plätze in 26 WGs 
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Die Entwicklung wird auch 1n folgender Tabelle deutlich: 

Jahr 1979 1980 1983 
1. Anzahl Wohnplätze 1301 1301 1249 
2. Anzahl Wohngruppen 60 60 86 
3. WG-Größe i■ Durchschnitt 21.7 21.7 14. 5
4. Planstellen gesamt 494 667 704 
5. Planst. pro WG,Durchschn. 8.23 11. 12 8.19 
6. Davon i■ Tagdienst 480 620 626 
7. Tagd. pro WG, Durchschn. 8 10.33 7.28 

Aus der Tabelle ist einmal eine Verbesserung des Verhältnisses 
von Planstellen zu Bewohnerplätzen zu erkennen. Doch zeichnet 
sich auch schon ab, daß die Anzahl der Planstellen pro Wohngruppe 
nach einer anfänglichen Verbesserung wieder deutlich absinkt. 

Die 1979 einsetzende Aufstockung des Personals hatte u.a. auch 
erhebliche qualitative Auswirkungen. Sie er■öglichte nicht nur 
eine Entlastung der Arbeitssituation in den Großabteilungen; sie 
hatte auch zur Folge, daß die ersten Außenwohngruppenversuche 
fortgesetzt werden konnten. Für schwerst- und ■ehrfachbehinderte 
Bewohner wurden Versuche unternommen, in kleineren Einheiten 
wirkliche Wohnsituationen zu schaffen (u.a. zog eine Wohngruppe 
schwerst- und ■ehrfachbehinderter Männer in ein Einfamilienhaus 
außerhalb des Zentralgeländes). In den sog. Wachsälen konnte die 
selbstverständliche Praxis von Fixierungen durch Ar■- , Bein-
und Bauchgurte und Ruhigstellungen durch Medikamente drastisch 
reduziert werden. 

Die Erfahrungen ■it veränderten Wohnbedingungen einschließlich 
des Personals, welches in ausgewählten schwierigen Gruppen zu■ 
erstenmal ausreichend zur Verfügung stand, waren so dra■atisch, 
daß sich das Bild von behinderten Menschen innerhalb der Anstalt 
erheblich wandelte. (Das Carl-Koops-Haus z.B. läßt noch deutlich 
in seiner Architektur erkennen, daß hier ein Bild von aggressi­
ven, zerstörerischen Menschen zugrunde lag. Heute wissen wir, daß 
diese Elemente in aller Regel den Lebensbedingungen, nicht de■ 
einzelnen Menschen zuzuschreiben sind.) 

Parallel zur Entwicklung neuer Einsichten und neuer konzeptionel­
ler Versuche entstand die Heilerzieher - Ausbildung, deren Aus­
wirkungen in den Abteilungen als Auseinandersetzung zwischen 
Pflege- und Förderkonzepten deutlich wurde, ■it z.T. konflikthaf­
ten Entwicklungen in den Mitarbeitergruppen. 
Kurze Zeit später wurde die Heilerzieherhelfer-Ausbildung als 
berufsbegleitende Ausbildung für Mitarbeiter ohne pädagogische 
Qualifikation eingerichtet. Obwohl sie erheblich zur Weiterent­
wicklung der inhaltlichen Arbeit beitrug, litt sie jedoch über 
all die Jahre bis heute unter der Schwierigkeit, daß die auszu­
bildenden Mitarbeiter zeitweise aus de■ Gruppendienst herausge­
löst werden mußten, ohne daß für den Ausfall ein Ersatz zur Ver­
fügung stand. 

Trotz all dies&.r positiven Entwicklungen bis Anfang 1983 blieb 
die Situation insgesa.at äußerst unbefriedigend: 

- Für 215 Bewohner konnten die Auflagen nicht erfüllt werden.
Weitere Auflagen, etwa die Reduzierung der Bewohnerschaft des
Karl- Witte - Hauses wegen der aufzulösenden 4- und 3 - Bettzi■-
■er sind bis heute nicht erfüllt.
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- in den 86 Wohngruppen lebten durchschnittlich 14 Bewohner; 

- dreißig dieser Wohngruppen waren jedoch noch Großgruppen mit 15
und ■ehr Plätzen, eine davon mit über 60 Plätzen, fünf davon ■it 
über 30 Plätzen. 

- In diesen 30 Großgruppen lebten weit mehr als die Hälfte der
Bewohner (ca 750), während in den Wohngruppen zwischen 8 und 14 
Plätzen keine 500 Personen ihr Zuhause hatten. 

- fast 40% der Bewohnerschaft war noch in 4-, 5-, und 6- Bettzim­
mern untergebracht 

3.3 Entwicklung bis 1989 

Während bis Anfang 1983 strukturelle Verbesserungen in aller 
Regel mit eine■ Planstellenzuwachs einhergingen, wurde in 
den Jahren 1983/84 von der BAJS der Stellenplan auf eine 
rechnerische Größe von 1:2 (Mitarbeiter/Bewohner) i■ Tag­
dienst festgeschrieben. Veränderungen erfolgten nur noch 
aarginal. 

1984 wurde das Carl-Koops-Haus fertiggestellt mit 24 
Wohngruppen ait jeweils 8 bzw 10 Plätzen. Die Anzahl der 
Wohngruppen wuchs dadurch um 23 auf 109. Die Bewohner kamen 
aus Baracken, die abgerissen werden sollten, aus größeren 
Wohneinheiten, deren Platzzahlen reduziert werden sollten, 
aus dem Kinder- und Jugendbereich, damit dort Neuaufnahmen· 
möglich wurden und aus Wachsälen, um dort die Situation zu 
entlasten. 

Für die·Bildung dieser zusätzlichen Gruppen wurden keine 
neuen Planstellen geneh■igt. Das aber bedeutete, daß die i■ 
Tagdienst eingesetzten 142.5 Planstellen plus erforderliche 
Nachtwachen (es blieb stets eine Diskrepanz) aus den beste­
henden 86 Wohneinheiten abgezogen werden ■ußten. Die Folgen 
waren für fast alle Wohngruppen erheblich: Jede Wohneinheit 
■ußte plötzlich ■it bis zu 1.5 Planstellen weniger zurecht­
ko1111en. In einer Tabelle drückt sich dies folgendermaßen
aus:

Jahr 1983 1984 1989 
1. Anzahl Wohnplätze 1249 1215 1215 
2. Anzahl Wohngruppen 86 109 109 
3. WG-Größe ia Durchschnitt 14.5 11.15 11.15 

4. Planstellen gesaat 704 710.5 733.5 
5. Planst. pro WG,Durchschn. 8.19 6.52 6.73 
6. Davon i■ Tagdienst 626 626 644.87 
7. Tagd. pro WG, Durchschn 7.28 5.74 5.92 

Als wichtige Erfahrung bleibt noch festzuhalten: 
Die Anzahl der �berschaubaren Einheiten (8 bis 10 Plätze) 
stieg. Daait wurden die einzelnen Personen wahrnehllbarer. 
Ihre sonst häufig übersehenen Eigenarten, Entwicklungs- aög­
lichkeiten, Einschränkungen, Auffälligkeiten, Hospi- tali­
sierungen usw wurden sehr deutlich. Es wuchs aber auch dra­
■atisch die Diskrepanz zwischen erkannte■ Hilfebedarf und
den Angebotsaöglichkeiten der Mitarbeiter.
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Lösungen wurden gesucht: 

- im Einsatz von ABM-Programmen {Zeitweise bis zu 80). Vor
allem unter dem Gesichtspunkt der Kontinuität wären Plan­
stellen sinnvoller gewesen. In diesem Sinne dienten ca 40
ABM-Stellen eher als Ersatz für nicht vorhandene Planstel­
len.

- ait Bezug des Carl-Koops-Hauses begann zu■ erstenmal auch
die Bewirtschaftung von und ein entsprechender Verteilkampf
um die 75 Zivildienststellen - auch ein Indiz für eigentlich
notwendige Planstellen

- um an den Bedürfnissen orientierte Dienstpläne machen zu
können, wurden viele der Planstellen aufgeteilt auf Teil­
zeitmitarbeiter und zwar in eine■ U■fang, der die Vorteile
der Teilzeitarbeit wieder aufzuheben droht.

Inzwischen läßt sich nicht ■ehr übersehen, daß Alsterdorf 
sich mit dem Bezug des Carl-Koops-Hauses bei unverändertem 
Stellenplan eindeutig überno■■en hat: 

- Jeder Versuch nach 1984 eine zusätzliche Wohngruppe zu
bilden, löste heftige Abwehr bei den Mitarbeitern der beste­
henden Wohngruppen aus.

- der Prozeß der Auflösung der Großgruppen war 1984 endgül­
tig zum Erliegen geko11.11en; immer noch gibt es Wohneinheiten
über 60, über 25, über 15 Plätze, die unter gegebenen Bedin­
gungen nicht veränderbar sind,

- sporadisch entstand i■mer wieder die Diskussion, ob Al­
sterdorf sich so viele Wohneinheiten unter den vorhandenen
Bedingungen noch leisten kann und ob nicht bestehende Grup­
pen aufgelöst werden ■üssen, u■ wieder Großgruppen zu bilden

- Daß zur Zeit ABM-Program■e nicht neu aufgelegt werden kön­
nen und auch die Zivildienststellen nur noch gelegentlich
besetzbar sind, ■acht u■ so draaatischer die beschriebene
Situation deutlich

3.4 Pflegenotstand und Attraktivität der Arbeitsplätze 

Aus der Debatte um die Krankenhäuser ist das "Unterbesetzung -
Weglaufprinzip" hinreichend bekannt: Die Station ist schwach be­
setzt, die Aufgabe überfordert die vorhandenen Mitarbeiter, Neu­
einstellungen erfolgen kaum ■ehr, da die Arbeit zunehmend unat­
traktiver wird, die Bedingungen werden entsprechend noch 

unerträglicher; wenn die personelle Besetzung unter ein bestimm­

tes Maß sinkt, ■uß die Station geschlossen werden. 

Zunehmend wird�uch in der Ev Stiftung Alsterdorf die Erfahrung 
gemacht, daß freiwerdende Stellen nur noch schwer oder nicht ■ehr 
■it qualifizierten Fachkräften zu besetzen sind.
Ein Konzept, wie oben beschrieben, ist jedoch ohne ausreichend
qualifizierte Mitarbeiter nicht zu realisieren.
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Prognosen zur Arbeitsaarktentwicklung sagen eine erhebliche Ar­
beitsangebotsverknappung voraus, so daß auch in absehbarer Zeit 
damit zu rechnen ist, daß nicht einmal berufsfremde Mitarbeiter 
für die Behindertenhilfe zu gewinnen sein werden. 

Diese Entwicklungsperspektiven aachen zwingend erforderlich, die 
Attraktivität der Arbeitsplätze deutlich zu erhöhen. Dieses wie­
derum hängt, abgesehen von vielen anderen Faktoren, auch wesent­
lich vom Bewegungs- und Gestaltungsspielraum der Mitarbeiter in 
den Wohngruppen ab, und damit von Menge der Planstellen und der 
Qualität der Mitarbeiter. 

Damit ist zu fordern: 
1. Die Wohneinheiten aüssen überschaubar sein und ausreichend ■it
Personal besetzt werden.

2. Die Mitarbeiter ■üssen qualifiziert sein oder wenigstens be­
rufsbegleitend qualifiziert werden. Dafür ist berufsbegleitende
Ausbildung, ist Fort- und Weiterbildung in weit höherem Maße er­
forderlich als es bisher der Fall war. Daß hier Arbeitszeitan­
teile durch Weiterqualifizierung belegt werden, versteht sich von
selbst und auß in die Stellenberechnung eingehen.

3. Ausreichend Planstellen sind nicht erst in Zukunft erforder­
lich; sie aüssen sofort zur Verfügung stehen, daait die Voraus­
setzungen geschaffen werden können, die Arbeit inhaltlich und von
den Bedingungen her attraktiv zu gestalten und so Entwicklungen
nach dea oben beschriebenen "Unterbesetzung - Weglaufprinzip" zu
verhindern.

3.5 Fazit 

Die Ev. Stiftung Alsterdorf befindet sich gegenwärtig in einer 
Situation, in der sich unterschiedliche Entwicklungsstufen der 
Behindertenhilfe nebeneinander beobachten lassen. Dieses ist in 
einem zukunftsorientierten Konzept zusa■■enzuführen. 

Unter den Gesichtspunkten von Stellenplanung und Mitarbeiterge­
winnung und - entwicklung bedeutet das: 

1. Bisherige positive Entwicklungen aüssen konsolidiert und abge­
sichert werden (Ausgleich für ABM, ZDL u.a.)

2. überfällige Veränderungen müssen vollzogen werden (Auflösung
der Großgruppen (Siehe auch Anlage 15); Realisierung der Heiamin­

destbauverordnung)

3. Veränderungen im Arbeitsfeld sind abzufangen {z.B.zunehmende
Altersgebrechlichkeit (Vergl. Anlage 1); Neuaufnahme schwerstbe­
hinderter Menschen,{Vgl. Anlage 17))

4. Weiterentwi�klungen auf der Basis des Regionalisierungs- kon­
zeptes zur Dezentralisierung und Individualisierung sind zu er­
möglichen.
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4 Wohngruppentypen als differenzierendes Angebot 

4.1 Zur Idee der Typenbildung 

Bei Konzepten der Behindertenhilfe, die sich an Pflege, Versor­
gung und Aufsicht orientieren, lassen sich möglicherweise aus 
einzelnen Pflege- und Versorgungshandlungen additiv Zeitbedarfe 
und, daraus abgeleitet, Stellenbedarfe er■itteln. 

Bei eine■ Konzept der lebensbegleitenden Hilfe ist dies schlech­
terdings nicht möglich. Hier müssen Mitarbeiter nicht nur mit den 
Betroffenen (die sich häufig verbal nicht (ausreichend) verstän­
digen können) in einen Abklärungsprozeß eintreten, welche Leben­
sperspektive in die Lebensplanung eingehen soll, welche Bedürf­
nisse konkret vorhanden sind, und. welche davon in konkrete 
Hilfestellung umgesetzt werden können; sie ■üssen weiterhin eine 
Kooperation erreichen, und im■er dann, wenn es auch um Lernpro­
zesse geht, zurückhaltend und aktivierend die Hilfe anbieten, die 
notwendig ist ohne Überversorgung und ohne Vernachlässigung. 

Je nach Schwere der Behinderung und zu bewältigender Lebenssitua­
tion geht es dabei darum, 

- daß der einzelne die Dinge selbst tun darf, die er tun kann,
dazu angeregt, ermuntert und angeleitet wird,

- .daß er lernen darf, was er noch nicht kann und dafür Hilfestel­
lung erfährt,

- daß andere für ihn die Dinge tun, die er selbst nicht oder noch
nicht kann

Dies alles kann nur gelingen, wenn die Mitarbeiter sich in eine■ 
kommunikativen Prozeß ■it de■ einzelnen und ■it der (Unter)­
gruppe auch ungestört durch andere Bewohner oder andere Aufgaben 
solchen lebensbegleitenden Hilfestellungen widJlen können. 

In den ■eisten bestehenden Wohngruppen kann solches nicht gelin­
gen (oder nur zufällig), wenn i■■er nur ein Mitarbeiter i■ Dienst 
ist, mehrere Bewohner in der Wohngruppe sind (vor alle■ dann, 
wenn man sie in der Wohngruppe nicht allein lassen darf), wenn 
für einzelne Bewohner oder für Versorgungsaufgaben die Wohngruppe 
verlassen werden müßte oder das Sich-Kü■■ern u■ einzelne iuer

zugleich auch geteilte Aufmerksamkeit (für die gesamte Gruppe) 
bedeutet oder wenn mehrere Bewohner gleichzeitig ihre Bedürfnisse 
anmelden (nicht wenige Bewohner haben es inzwischen aufgegeben, 
ihre Ansprüche noch oder noch ■it Nachdruck zu vertreten).(Vergl. 
dazu auch Anlage 10, in der Personal- stellenschlüssel in Rela­
tion zur Betreuungsdichte in Wohngruppen gebracht werden) 

Die konkrete Stellenzuweisung in Wohngruppen der Ev. Stiftung 
Alsterdorf, in denen nachgewiesener■aßen seit einiger Zeit ein 
Lebensbegleitungskonzept begonnen hat, läßt sehr deutlich Unter­
schiede erkennfn, die auf de■ Hintergrund solcher Aufgabenstel­
lungen erklärbar sind und folgende Typisierung zulassen: 

1. Nur in den Wohneinheiten, in denen Bewohner auch zeitweise
allein sein können, ist die Stellenausstattung so, daß Mitarbei­
ter den Bewohnern tagsüber nur zu bestiuten Zeiten zur Verfügung
stehen, das heißt u.a. weniger als 16 Stunden aa Tag.
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2. Dann gibt es Wohngruppen, in denen es erforderlich ist, täg­
lich 16 Stunden in der Tagesbetreuung abzudecken. Zusätzlich ■uß 
ein Stundenkontingent zur Verfügung stehen, u■ Schwerpunkte set­
zen zu können durch den zeitweiligen Einsatz eine zweiten Mitar­
beiters 

3. Weiterhin gibt es Wohngruppen, deren Aufgaben im Grundsatz nur
bewältigt werden können, wenn ständig parallel zwei Mitarbeiter 
im Dienst sind, dafür aber nicht die ausreichende Stellenausstat­
tung haben. Hier sind i■ Dienstplan Zeiten vorzusehen, in denen 
nur ein Mitarbeiter im Dienst ist, und zwar zu Zeiten, in denen 
es am wenigsten brisant ist. 

4. Eine weitere Kategorie von Wohngruppen braucht tagsüber eine
garantierte Doppelbesetzung durch jeweils zwei Mitarbeiter i■ 
Dienst; zusätzlich eine Möglichkeit, zu besti■■ten Zeiten am Tage 
oder i■ Wochen- oder Jahresplan Schwerpunkte zu setzen durch ei­
nen dritten Mitarbeiter im Dienst 

5. Dann gibt es Wohngruppen, welche aus verschiedenen Gründen
(u.a. auch wegen einer nicht optimalen Zusammensetzung, die sich
jedoch nicht leicht verändern läßt) parallel jeweils drei Mitar­
beiter i■ Dienst haben sollten. Dieses ist nirgendwo realisiert.
Es gibt jedoch Wohngruppen, die regel■äßig zu bestim■ten Zeiten
am Tag einen dritten Mitarbeiter einsetzen können.

Die unterschiedliche Besetzungsnotwendigkeit in den verschiedenen 
Wohngruppen ist bedingt durch die unterschiedlichen Lebensbeglei­
tungsanforderungen, welche sich unter andere■ ausdrücken 

- über mögliche Lebensperspektiven des einzelnen, welches zu er­
kennen eine intensive Kommunikation ■it den Betroffenen und der
Mitarbeiter untereinander und mit hilfreichen Fachdisziplinen
erforderlich ■acht,

- über Verselbständigungs- und Selbstbestim■ungspotentiale des
einzelnen, welche in der Regel nach lange■ Anstaltsaufenthalt
oder auch (bei Neuaufnahmen) durch langjährige häusliche Hospita­
lisierung oft verschüttet und gehe■■t sind,

- über Lern■öglichkeiten im lebenspraktischen Bereich,

über Möglichkeiten bzw. Begrenzungen der Eigenmobilität inner­
halb der Wohngruppe, innerhalb des Wohngebäudes, innerhalb des 
Stiftungsgeländes, innnerhalb der Stadt und über die entsprechen­
den Lernmöglichkeiten 

- über nicht aufhebbare Fremdhilfenotwendigkeiten bei zusätzli­
chen Körper- und Sinnesbehinderungen. Nicht einmal hier ist der
Bedarf eindeutig: die technisch-medizinische Anwendbarkeit von
Prothesen und die Lernmöglichkeiten des adäquaten Umgangs da■it
bestimmen wesentlich die Aufgabenstellung ■it

- über prophyl:ktische oder nachgehende Pflege, insbesondere auch
bei älteren Menschen,

- über Veränderung oder Kompensation von Defor■ationen, insbeson­
dere auch i■ psychischen Bereich (psychische Erkrankungen, Hospi­
talismusschäden, Verhaltensauffälligkeiten •• ) u.a.
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Während nun eine Typisierung von Wohngruppen im obigen Sinne für 
überschaubare Einheiten (Wohngruppen zwischen 5 und 10 Plätzen) 
der Lebensbegleitungsaufgabe angemessen erscheint, ist in den 
sogenannten Großgruppen die Aufgabenstellung "Lebensbegleitung" 
nicht erfüllbar. Hier hilft nur eine Auflösung in kleinere Ein­
heiten. 

Auch für notwendige Entwicklungen i■ Fortschreiten der Regionali­
sierung erscheint diese Kategorisierung möglicherweise nicht 
brauchbar, dann, wenn es sich um Lebensbegleitung in Einzel- oder 
Paarwohnungen oder in kleinen Wohngemeinschaften handelt. Inso­
fern muß auch mit ergänzenden Entwicklungen gerechnet werden. 

Zusammenfassend ist zu sagen: Typenbildung von Wohngruppen geht 
davon aus, daß die Aufgabe der Mitarbeiter nicht beschrieben wer­
den kann als Aneinanderreihung einzelner definierbarer Aufgaben, 
die auch noch zeitlich eindeutig planbar sind (wie z.B. Pflege 
und Versorgung), sondern daß Mitarbeiter in die Lage versetzt 
werden ■üssen, Wohngruppensituationen so zu gestalten, daß auf 
de■ Hintergrund einer Lebensperspektive der einzelnen Personen 
ausreichende Hilfestellung unterschiedlichster Art zum richtigen 
Zeitpunkt angeboten werden kann.

4.2 Typenbeschreibung 

4.2.1 Fragestellung zur Beschreibung 

Zur Veranschaulichung des Typisierungsverfahrens sind in den An­
lagen (1 bis 8) acht verschiedene Wohngruppen der Ev. Stiftung 
Alsterdorf ausführ lieh vor de■ Hintergrund folgender Frägen be­
schrieben worden: 

- welches ist die "Wohnsituation" der WG (Räumlichkeiten usw)?

- wieviele Bewohner hat die WG; (Alter, Geschlecht, Verweildauer
in Alsterdorf)?

- Wieviele Mitarbeiter hat die WG (Planstellen, Stelleninhaber,
Qualifikation, ZDL, ABM - Progra.aae, Nachtwachen, Nachtbereit­
schaft)?

- wie ist der Dienst geregelt (Dienstplan, Tagesablauf, Anwesen­
heit der Mitarbeiter i■ Dienst, Anwesenheit der Bewohner)?

- Welche Entwicklung haben die Bewohner durchgemacht, welche Be­
dürfnisse und Perspektiven haben sie; was ist davon ■it der jet­
zigen Stellenausstattung realisierbar und was nicht ?

- Welche Zielvorstellungen hat die WG, einschließlich Teilung der
WG, Auszug aus de■ Zentralgelände, Integrationsversuche, Entwick­
lung zu "Betreutes Wohnen" und Angabe von Zeitvorstellungen ?

- Was fehlt (Ptrsonalqualität und - ■enge), u■ die genannten
Ziele innerhalb der geplanten Zeiträu■e zu realisieren?

- was wird aller Voraussicht nach passieren, wenn jetzt nicht auf
die dargestellten Bedürfnisse adäquat reagiert wird ?
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In Typ 1, 3 und 4 wurde jeweils eine Wohngruppe exemplarisch dar­
gestellt, im Typ 2 zwei Wohngruppen, und ia personalintensivsten 
Typ 5 sind drei Wohngruppen beschrieben worden. Letzteres dient 
dem Verständnis dafür, daß drei von einander in vielen Aspekten 
stark sich unterscheidende Wohngruppen gleichwohl zu eine■ Typ 
gerechnet werden müssen,

In jeder der acht Gruppenbeschreibungen ist das zentrale Anlie­
gen, darzustellen, welche die Perspektiven für die einzelnen Be­
wohner unter den gegebenen, naaentlich personellen Bedingungen, 
hinsichtlich ihrer Entwicklungsaöglichkeiten sind und welche Be­
dingungen noch herzustellen sind, u■ adäquater auf wahrgenommene

Bedürfnisse und Entwicklungs■öglichkeiten der Bewohner ia Sinne 
von normalisierten Lebensverhältnissen ait den entsprechenden 
Dienstleistungen und Hilfeangeboten antworten zu können •. 

4.2.2 Exemplarische Beschreibung von 8 Wohngruppen 

Die Wohngruppe 36.1 befindet sich auf de■ Zentralgelände der Ev. 
Stiftung Alsterdorf. Bei der Gründung galten alle 7 Bewohnerinnen 
als sehr selbständig, so daß die Gruppe von nur einer Mitarbeite­
rin betreut werden konnte. Die Altersstruktur der Bewohnerinnen 
hat sich ■ittlerweile stark verlagert. Bedingt durch Altersge­
brechlichkeit und gehäuft auftretende schwere Erkrankungen hat 
die Selbständigkeit der ·Bewohnerinnen sehr abgeno■111en. Infolge­
dessen sind kontinuierliche Tag- und Nachtbetreuung erforderlich 
geworden. Die Bedürfnislage ist nach Typ 1 einzuordnen. (Anlage 
1) 

Die Wohngruppe 171/2 ist eine Gruppe, in der 16 Männer im Karl

Witte - Haus leben. Sie hat die Persptektive beschrieben, sich zu 
teilen und mit einigen Männern eine Wohn■öglichkeit in eine■ 
Stadtteil zu suchen. Diese Perspektive läßt sich unter den gege­

benen personellen Bedingungen nicht lösen. Sie definiert den Be­
treuungsbedarf der Bewohner nach der Teilung jeweils ge■äß Typ 2. 
(Anlage 2) 

In der Wohngruppe 28 leben 9 Bewohner/innen ■it eine■ weit ent­
wickelten Grad an Selbständigkeit. Die Wohngruppe befindet sich 
in Altona in eine■ dreigeschossigen Einzelhaus. U■ de■ Wunsch der 
Bewohner/innen nach selbständiger Lebensführung in eigener Woh­

nung allein oder mit eine■ Partner, ■öglicherweise ia "Betreutes 
Wohnen", in volle■ U■fang gerecht werden zu können, bedarf es 
zusätzlicher sozialpädagogisch geschulter Mitarbeiter. Die Gruppe 
28 wird gemäß ihrer Bedürfnisbeschreibung nach Typ 2 eingeteilt 
(Anlage 3). 

In einer weiteren Wohngruppe (WG 2/C i■ Carl-Koops-Haus) leben 8 
Männer im mittleren Alter, von denen 6 die Werkstatt für Behin­
derte besuchen. Die Wohngruppe hat das Ziel gesetzt, aus de■ Zen­
tralgelände Alsterdorfs auszuziehen, u■ die Entwicklungs■öglich­
keiten der Bewohner in Richtung selbstbesti■■ter Lebensweise zu 
erweitern. Die�Wohngruppe ordnet den Betreuungsbedarf nach Typ 3 
ein. {Anlage 4) 

In der Wohngruppe 22 i■ Wilfried-Borck-Haus auf de■ Zentralge­
lände leben 8 Bewohner/innen ■it z.T. schweren Mehrfachbehinde­
rungen. Mit de■ vorhandenen Personal kann die Versorgung der 
Grundbedürfnisse der zwischen 21 und 30 Jahre alten Bewohner ge-
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leistet werden. Individuelle Angebote und besondere Aktivitäten 

innerhalb und außerhalb der Wohngruppe sind äußerst selten mög­

lich. Eine spezielle Förderung der Fähigkeiten einzelner kann 
unter den jetzigen Umständen nicht erfolgen. Die Wohngruppe ist 
nach Typ 4 einzuordnen. (Anlage 5) 

Die Wohngruppe 33 ist im Stadtteil BraJ11feld seit 2 Jahren ange­
siedelt. In ihr leben 11 Männer mit einer schweren geistigen Be­

hinderung, deren Leben sich weitestgehend in der Häuslichkeit 
abspielt, bisher ohne Teilnahme an irgendwelchen auf den Stadt­
teil bezogene Unternehmungen. Um diese Isolation zu durchbrechen, 
aber auch um mit jedem einzelnen Bewohner eine Entwicklungsper­
spektive systematisch zu erarbeiten und zu realisieren , wird von 
der WG 33 Betreuungsbedarf nach Typ 5 angemeldet. (Anlag� 6) 

Auch die Wohngruppen 711 und 101 sind de■ Typ 5 zuzuordnen: 

In der Wohngruppe 711 im Carl - Koops - Haus leben überwiegend 

schwer körperbehinderte Männer, welche auf ihren Rollstuhl als 

Mobilitätsinstrument und auf extensive Hilfe betreuender Personen 

angewiesen sind. Die Gruppe hat ■it den Bewohnern klare Anliegen 
for■uliert, wie weitestgehende Ermöglichung von individueller 

Befürfnisbefriedigung, Selbstbesti■■ung der Bewohner über eigene 
Belange und Selbst- und Mitbestimmung in der Gestaltung des 
Gruppenlebens. Jeder der zehn Bewohner soll in den nächsten 2 - 3 

Jahren eine eigene Wohnung in eine■ Stadtteil Haaburgs finden. 
(Anlage 7) 

Die Wohngruppe 101 befindet sich ia Stadthaus ßchlu■p in Eimsbüt-. 
tel. Die 16 z.T. schwer ■ehrfachbehinderten Bewohner/innen leben 
in einer Großgruppe zusammen. Die Grundversorgung ni■mt die Mit­

arbeiter/innen täglich so sehr in Anspruch, daß eine bedürfnisge­
rechte, individuelle Betreuung und gezielte Förderung einzelner 
Bewohner/innen nicht aöglich ist. Die fünf Rollstuhlfahrer in der 

Gruppe schränken die Mobilität der Gesamtgruppe so ein, daß 

selbst bei Anwesenheit von zwei Mitarbeitern das Verlassen der 
Gruppe für einige Bewohner nicht ■öglich ist. Die Wohngruppe ist 

nach Typ 5 einzustufen. (Anlage 8) 

4.2.3 Typen und Planstellenbedarf 

Die in der Typisierung der Wohngruppen zum Ausdruck gebrachten 
Betreuungsbedarfe finden ihre Entsprechung in einer Stunden- und 
Stellenrechnung 

Im einzelnen ergeben sich im Tagdienst folgende Zeitbedarfe: 

Typ 

1 
2 

3 

4 

5 

Std/Tg 
8.25 

16.50 

24.75 

·33,00

41.25

Std/Tg 
bis 16.50 
bis 24.75 
bis 33.00 

bis 41,25 

bis 49,5 

Folgende Annah■en liegen zugrunde: 

Stdn/Durchschn/Tg 
12.38 
20.63 

28.88 

37.13 

45.38 

Im Tagdienst sind in der Regel 16 Stunden abzudecken, 



- 15 -

■ittags ist jeweils eine viertel Stunde (0.25 Std) Übergabezeit
vorzusehen. Die Stufung erfolgt in Schichtschritten von je 8.25

,Stunden, woraus ein durchschnittlicher Stundenbedarf pro Typ er­
rechnet wird. Für den Typ 2 mit einem täglichen Stundenbedarf von
20.63 Stunden bedeutet dies, daß in der Wohngruppe tagsüber immer

ein Mitarbeiter im Dienst sein kann (16.5 Stunden einschl. Über-
gabe) und daß darüber hinaus z.B. abends ein zusätzlicher Mitar­
beiter für durchschnittlich 4.13 Stunden i■ Dienst sein kann.
(Vergleiche auch Anlage 11) 

Aus diesem täglichen Stundenbedarf lassen sich die benötigten 
Planstellen pro Wohngruppe errechnen. Hierbei sind wir von einer 
Jahresstundenrechnung ausgegangen (siehe Anlage 9). Laut Rechnung 
der BAGS ergibt diese bei einer 38.5 Stundenwoche ein effektives 
Jahresstundenangebot einer Planstelle von 1586.2 Stunden/Jahr. 
Dies entspricht einem durchschnittlichen täglichen Stundenangebot 
von 4.35 Stunden. 

Für den Wohngruppentyp 2 errechnet sich da■it z.B. ein Stellenbe­
darf von 20.63 dividiert durch 4.35 = 4.74 Planstellen i■ Tag­
dienst. 

Zeitanteile für Leitungsaufgaben (Gruppenleitung) sind in dieser 
Rechnung nicht berücksichtigt worden. 

4.3 Berücksichtigung von Abwesenheit der Bewohner 
aus der Wohngruppe 

4.3.1 WfB - Mitarbeiter 

487 Bewohner der Ev Stiftung Alsterdorf arbeiten zur Zeit in ei­
ner Werkstatt für Behinderte.(Anlage 14, S. 6) Das hat zur Folge, 
daß diese Menschen zwischen 8 Uhr ■orgens und 16.30 am Nachmittag 
(freitags 12.00 Uhr) nicht in der Wohngruppe anwesend sind, also 
von den Wohngruppenmitarbeitern konkret nicht betreut werden müs­

sen. Bei den Auswirkungen, welche die Abwesenheit für die 
Wohngruppen hat, ist u.a. zu bedenken: 

- Bei eine■ Konzept lebensbegleitender Hilfestellung verlagert
sich die Tätigkeit der Mitarbeiter sehr stark von Versorgung,
Pflege, Aufsicht in Richtung Hilfestellung. Besonders bei sog.
leichter behinderten Menschen wird die Arbeit zu einer
"Gesprächsarbeit". Dieses braucht Rau■, Ruhe, oft einen ungestör­
ten Rahmen.

- Daraus folgt, daß gerade in den Zeiten, in denen Bewohner in
der Wohngruppe sind (nach■ittags, abends, an den Wochenenden),
genügend Personal anwesend sein muß

- Verwaltungsarbeit, Besorgungen, Einkauf, Vorbereitungen, Ge­
spräche ■it Behörden, Amtsvormündern usw, gelingen in der Regel
nur in den Geschäftszeiten; der U■fang dieser Tätigkeiten wird
auch häufig unterschätzt. Aus diesen Gründen ist die Anwesenheit
eines Mitarbeiters häufig auch aa Vor■i ttag erforder lieh, auch in
Wohngruppen, in denen sämtliche Bewohner einen Werkstattplatz
haben. Nicht selten sind wegen Krankheit, Urlaub, Veranstaltungen
für die Angestellten der Werkstatt u.a. Mitarbeiter der WfB in
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der Wohngruppe anwesend.( WfB - Mitarbeiter haben wenigstens 
ebensoviel Ausfallzeiten wie Angestellte der Ev Stiftung Alster­
dorf). 

- Die Ev. Stiftung Alsterdorf verfolgt in der Zusammensetzung der
Wohngruppen ein Konzept der Heterogenität. Das heißt in der Nega­
tivabgrenzung: Es sollen in Wohngruppen keine Ballungen entstehen
von "Pflegefällen", "Verhaltensauffälligen" usw, also Sondergrup­
pen, die nur deshalb zwangsverge■einschaftet werden, weil es sich
einfacher oder billiger organisieren läßt. Positiv heißt das:
Eine vorsichtige heterogene Zusammensetzung von Wohngruppen in
Bezug auf Alter, Geschlecht, Art und Schwere der Behinderung usw
kann für alle Beteiligten auf verschiedenen Ebenen einen hohen
Grad an Anregungspotential bieten; Proble■e einzelner lassen sich
in der Regel auch leichter auffangen.

Geht man das Thema rechnerisch an, so ergibt sich folgendes: 
Bewohneranwesenheit in der WG/Tag 16 Stunden 
Bewohneranwesenheit in der WG/Woche 112 Stunden 
WfB-Abwesenheit/Werktag 8 Stunden 

/Woche 40 Stunden 
abzüglich Ausfallzeit (20%) �8_S�t�u=n�d �e =n �-�32�S=t�u=n�d�e�n 

Anwesenheit in der Wohngruppe/Woche 80 Stunden 

Das heißt: 80 von 112 •,ach -Stunden" ist ein WfB - Mitarbeiter 
wöchentlich in der Wohngruppe zu betreuen. Das sind weit mehr als 
70% der Betreuungszeit. 

Die entsprechende Betreuungsdichte in der Wohngruppe bei unter­
schiedlichen Stellenschlüsseln ist aus der Anlage 10, S. 2, Spal­
te b zu erkennen. 

Die konkret existierenden Wohngruppen sind bei der Typenbildung 
in eine der fünf Kategorien eingeordnet worden. Bei dieser Zuord­
nung ist die Abwesenheit von Bewohnern wegen Tätigkeit in der WfB 
bereits berücksichtigt. Deutlich erkennbar ist dabei, daß in der 
Kategorie Typ 1 die ■eisten Bewohner WfB-Mitarbeiter sind, in den 
Kategorien 4 und 5 weit weniger Bewohner die WfB besuchen. (Vgl. 
Anl 16, Spalte 3) 

4.3.2 Besuch des Förderbereichs 

I■ Grundsatz ist die Abwesenheit von der Wohngruppe wegen des 
Besuchs des Förderbereichs ähnlich wie in der WfB zu sehen. Die 
konkrete Situation unterscheidet sich jedoch grundlegend von der 
der WfB.

Aus der Anlage 12 geht hervor, daß nur 14 von 330 Bewohnern, die 
eine Fördergruppe besuchen, täglich mehr als 3 (weniger als 5) 

Stunden dort betreut werden, also aus den Wohngruppen abwesend 
sind. 237 sind weniger als zwei Stunden täglich außerhalb der 
Wohngruppe beschäftigt. Der Durchschnitt für alle 330 Betroffenen 
liegt bei 1,4l ►Stunden pro Tag. Bei der Einzelförderung (Vgl. 
ebenfalls Anlage 12) ist diese Zahl .43 Std/Tg. Dazu wird ein 
Teil dieser Angebote noch von WfB - Mitarbeitern während deren 
Arbeitszeit in Anspruch genouen. 
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Dieses Ergebnis bedeutet, daß die Angebote des Förderbereichs für 
die Stellenplandiskussion in den Wohngruppen z.Zt fast ohne Be­
lang sind: Einer Entlastung durch Abwesenheit aus der Wohngruppe 
entsprechen Belastungen, die resultieren aus: 

- Bringen und Holen von Bewohnern,

- Vorbereiten des Bewohners, oft unter Zeitdruck,

- Beachtung von Terminen an unterschiedlichen Tagen für unter-
schiedliche Anlaufstellen zu unterschiedlichen Zeiten,

- ausgehfertig ■achen in einer Athmosphäre, die den Lernerfolg im
Förderbereich nicht von vorneherein zu■ Scheitern bringt,

- Auffangen von Erlebnissen und Konflikten bei Rückkehr des Be­
wohners u.a.

Erst ein Angebot des Förderbereichs, das für die ■eisten Wohn­
gruppen etwa weit ■ehr als die Hälfte der Bewohner verläßlich 
mehr als vier Stunden täglich aufniaat, entlastet die Wohngruppen 
in einer Weise, daß es sich auf Stellenpläne und Dienstplan- ge­
staltungen auswirken könnte. 

Der Umfang der ■öglichen Entlastung der Wohngruppen wird ver■ut­
lich weit überschätzt. Stellt ■an eine ähnliche Rechnung auf wie 
für die WfB - Abwesenheit von Bewohnern, und legt dies■al nicht 8 
Stunden, sondern 6 Stunden Abwesenheit täglich zugrunde, so ver­
mindert sich die Anwesenheit eines Bewohners von 112 um 24 Stun­
den auf 88 Stunden pro Woche. (Vergl. Anlage 13, S.3) 

Böte der Förderbereich täglich nur 4 Stunden pro Bewohner an, 
würde die Entlastung überproportional sinken. Denn in diese■ Fal­
le ■üßte das Mittagessen in der Wohngruppe eingeno-en werden. 
(Siehe auch Anlage 13, S.4) 

Auch die derzeitigen Abwesenheiten aus der Wohngruppe zu■ Besuch 
des Förderbereichs sind bei der Beurteilung der Wohngruppen unter 
de■ Gesichtspunkt der Zuordnung zu eine■ besti■■ten Typ berück­
sichtigt worden. 

Bei eine■ Ausbau des Förderbereichs ■it Angeboten, welche für die 
Wohngruppen täglich wiederkehrende regelmaßige verläßliche Entla­
stungen bedeuten, sind für die Zukunft auch Entwicklungen einer 
teilweisen Verschiebung von Planstellen aus de■ Wohnbereich in 
den Förderbereich denkbar: 

1 . Annahmen: 
Die Stellenzuweisungen in den Wohngruppen erfolgen nach der 
Typenbildung (Anlage 14) 

- Der Förderbereich ■acht für Bewohner, die nicht Mitarbeiter
der WfB sind, ein Angebot von 6 (wenigstens 4 Stunden)
täglich,

2. Auswirkungeq i■ Wohnbereich
- Werden nur einzelne Bewohner aus Wohngruppen i■ Förderbe­

reich betreut, ändert sich nichts.
- Erst wenn die Entlastung in den Wohngruppen dazu führt, daß

zeitweise (6 Stunden, 3 Stunden) eine dritte oder zweite
Teil- Schicht nicht ■ehr notwendig ist, sind Verlagerungen
von Planstellen in den Förderbereich ■öglich.
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- Bei den Typen 1 und 2 sind weitergehende Entlastungen nicht 
zu erwarten. 

- Bei den Typen 3 bis 5 gibt es 6 Bedingungsvarianten, die zu
je unterschiedlichen Größenordnungen führen:

A) Die WG wird entlastet mit 6 Stunden pro Bewohner, der
den Förderbereich aufsucht. Da hier das Mittagessen
außerhalb der Wohngruppe stattfindet, kann die Ent­
lastung bis zu 6 Stunden betragen

a) 5 und ■ehr Bewohner bleiben in der WG - keine Ent�
lastung

b} 4 und weniger Bewohner bleiben in der WG - Entla­
von O oder 1 Schichtanteilen bis zu 6 Stunden pro
Arbeitstag, unterschiedlich nach Gruppentypen

c) 2 und weniger Bewohner bleiben in der WG - Ent­
lastung von O oder 1 oder 2 Schichtanteilen bis zu 6
Stunden pro Arbeitstag, unterschiedlich nach Grup­
pentypen

B) Die WG wird entlastet mit 4 Stunden pro Bewohner, der
den Förderbereich aufsucht. Da hier das Mittagessen in
der Wohngruppe stattfindet, ist die Schicht effektiv
jedoch nur für 3 Stunden entlastet.

a) 5 und ■ehr Bewohner bleiben in der WG - keine Ent­
lastung

b) 4 und weniger Bewohner bleiben in der WG - Entla­
von O oder 1 Schichtanteilen von je 3 Stunden pro
Arbeitstag, unterschiedlich nach Gruppentypen

c) 2 und weniger Bewohner bleiben in der WG - Ent­
lastung von O oder 1 oder 2 Schichtanteilen von je 3
Stunden pro Arbeitstag, unterschiedlich nach Grup­
pentypen

3. Berechnungen
Zahlen sind aus der Anlage 13 zu entnehmen. Danach ist bei
einer Förderdauer von 6 Stunden pro Tag und Teilnehaer i■ Ma­
xi■alfall ■it einer Verlagerungsmöglichkeit von 115 Planstel­
len in den Förderbereich zu rechnen, bei 4 Stunden Förderung
pro Tag und Teilneh■er ■it 57.5 Stellen.

Voraussetzung dafür sind ein■al die Zuweisung von Planstellen
nach de■ WG - Typen - Modell, zu■ anderen, daß in keiner der
betroffenen Wohngruppen der Typen 3 bis 5 während der Förder-
zeit sich ■ehr als zwei Bewohner aufhalten.

Aa Schluß sei der Hinweis erlaubt, daß bei derartigen Verände­
rungen selbstverständlich auch mit erheblichen Auswirkungen
auf die Gestaltung der Dienstpläne zu rechnen ist.

4.4 Zu■ Proble■ der Dienstplangestaltung 

4.4.1 Stellen;lan und Dienstpläne 

Stellenpläne bestimmen ein Mengengerüst von Zeit, einen Zeitrah­
men, in de■ sich die Arbeit in den Wohngruppen bewegen kann. Sie 
sind darstellbar in Tageseinheiten (8 Stunden Tag), in Wochenein­
heiten (40 Stunden- Woche), in Jahreseinheiten 
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(Jahresstundenangebot) u.a. Teile dieses Mengengerüstes sind be­
reits festgelegt durch gesetztliche und vertragliche Regelungen. 
Insofern ist die Verteilbarkeit der Zeit■engen nicht beliebig. 
(Vergl. auch Anl. 9) 

Dienstpläne (Jahrespläne, Vierwochenpläne u.a.) sind ein Instru­
ment der Verteilung der Zeitmengen i■ Zeitablauf. Sie sind in den 
Wohngruppen i■ Optimalfall ein Instrument der richtigen Zuordnung 
von Hilfsangeboten zu den jeweiligen Hilfebedarfen. 
Da sich diese weder im Tagesablauf noch i■ Wochenablauf noch im

Jahresablauf gleichmäßig verteilen, entstehen auch immer Interes­
senkonflikte zwischen Bedürfnissen von Bewohnern und Freizeitin­
teressen von Mitarbeitern. 

4.4.2 Restriktionen für Flexibilität 

Mitarbeiter haben eigene Interessen, eigene Rechte, nicht nur 
Pflichten. Sie sind nicht beliebig einsetzbar. Die wichtigsten 
Restriktionen für eine unbegrenzt flexible Inanspruchnahme sind 
in der Ev. Stiftung Alsterdorf: 

- der Umfang der lt. Vertrag zu erbringenden Leistung in
durchnittlicher wöchentlicher Arbeitszeit,

- die 5 - Tage- Woche,

- die regelmäßige werktägliche Arbeitszeit,

- eingeschränkte Dienstfor■en (Schichtdienst, Tagesdienst),

als Soll-Vorgabe alle 14 Tage ein freies Wochenende,

- die Ruhepausen-Vorschrift,

- die Ruhezeiten-Vorschrift

Regelungen dazu sind ■itbestiuungspflichtig, 

4.4.3 Stundenkontingente und Schichten 

Will ■an de■ Anspruch von Mitarbeitern genügen, einigermaßen die 
dienstliche Inanspruchnahme voraussehen zu können, sind bestimmte 
Regelmäßigkeiten zu gewährleisten. Diese drücken sich zumeist in 
der Zuweisung von Tagen und Schichten aus. Insofern ist eine hun­
dertprozentige Zuordnung von Hilfeangeboten und Bedarfen nicht 
möglich. Der Spielrau■, den jeweils ein Wohngruppentyp in dieser 
Frage hat, läßt sich auch durch die Anzahl der ■öglichen tägli­
chen Schichten ausdrücken. So läßt z.B. eine Wohngruppe des Typs 
2 ■it einer möglichen durchschnittlichen Anzahl von 20,63 Std/Tg 
täglich 2.58 Schichten zu, bei einer Schichtdauer von 8 Std/Tg, 
Dies erlaubt d�r Wohngruppe nur, daß ein Mitarbeiter i■ Dienst 
anwesend sein kann und daß für ca 5 Stunden &11 Tag ein zweiter 
Mitarbeiter anwesend ist. Eine Wohngruppe des Typs 4 hat dagegen 
täglich 37.13 Stunden zur Verfügung, also 4.64 Schichten. Dieses 
erlaubt ihr die Anwesenheit von zwei Mitarbeitern ia Dienst und 
für ca 5 Stunden täglich noch eine dritte Person. 
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Um nun einen effektiven Einsatz dieser Zeiten in den Wohngruppen 
zu gewährleisten, ist die Dienstplangestaltung weitgehend in die 
Verantwortung der betreffenden Mitarbeiter zu übertragen. Die 
Kontrolle erfolgt über die Wohnstättenleiter. 

5 Forderungen auf der Basis von Wohngruppen - Typen 

Die Gesamtforderung auf der Basis der Typenbildung von Wohngrup­
pen beträgt für 137 Wohngruppen mit durchschnittlich 9 Bewohnern 

941.49 Planstellen i■ Tagdienst und 
139.63 Planstellen i■ Nachtdienst 

Gegenüber de■ Stellenplan Ende 1989/Anfang 1990 wird da■it ein 
Zuwachs erwartet von: 267.68 Planstellen i■ Tagdienst . 
und 47.22 Planstellen i■ Nachtdienst, 
zusammen also 314.90 Planstellen. 

In der Anlage 14 sind diese Forderungen, nach Wohngruppen, Wohn­
stätten und Regionen geordnet, i■ einzelnen dargestellt. 
Die gegenüber November 1989 veränderten Zahlen lassen sich aus 
dem verminderten Jahresstundenangebot 1990 durch die Arbeitszeit­
verkürzung erklären (Siehe Anlage 9, Jahres- stundenangebot von 
Planstellen) 

Die Arbeit unter den Bedingungen des Stellenplanes 1989 war nur 
möglich (wenn auch in großen Teilen unbefriedigend} dadurch, daß 
Zivildienstleistende und ABM - Mitarbeiter einen Teil der Pro­
bleme auffingen, und daß Großgruppen nicht aufgelöst wurden. 
Zivildienstleistende stehen zunehaend nicht ■ehr zur Verfügung, 
und ABM - Prograaae laufen ersatzlos aus. 

So lassen sich die Bedarfe ■ehr oder weniger genau gegeneinander 
abgrenzen: 

1.) Für die Auflösung bzw Uastrukturierung der Großgruppen werden 
96.69 Planstellen ia Tagdienst benötigt. (Siehe Anlage 15) 

2.) Seit gerau■er Zeit gibt es einen Bedarf, Dauerengpässe zu 
sanieren, die für einzelne Bewohner nachweislich zu gefährli­
chen Situationen führen. Der entsprechende Stellenbedarf ist 
■it ca 50 Planstellen bezifferbar. Da jedoch ein Teil davon
■it der Großgruppenstruktur und ■it der ZDL/ABM - Proble■atik
zusammenhängt, reduziert sich dieser Bedarf in entsprechende■
Umfang bei Auflösung der Großgruppen bzw Konsolidierung der
ZDL/ABM - Situation.

3.) Deutlich zeichnet sich der Bedarf für den Ersatz von ausfal­
lenden ABM- und ZDL - Mitarbeitern ab. Hier handelt es sich 
u■ eine Größenordnung bis zu 115 Planstellen.

4.) Nur ein evtl Rest von ca 30 bis 56.68 Planstellen ia Tag 
dienst dient der inhaltlichen Weiterentwicklung der Arbeit i■ 
Sinne der iegionalisierung. Denn die Forderungen unter den 
Ziffern 1 bis 3 dienen vorwiegend der längst überfälligen 
Konsolidierung der Situation in den Wohngruppen. 

5.) Der bezifferte Nachtwachenbedarf (Anlage 14) von insgesaat 
139.63 Planstellen für 137 Wohngruppen hat zur Grundlage 
a) die Konsolidierung der Nachtwachensituation,
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b) die Erhöhung der Anzahl der Wohngruppen und
c) die Sicht der Wohngruppen als selbständiger Einheiten.

6 Anlagen 

1. Wohngruppenberichte: Anlagen 1 bis 8
2. Tabellen und Rechenwerke: Anlagen 9 bis 17
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